
Bundessozialgericht I
_ 41 RA 445Ä?% _

m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Zugestellt am „„„„„ ‚„„ ..... .............. . .................... „26° September 1974

Kläger und Revisionsklägerg
RegHauptsekretär
ä%äegää:ääääägr Prozeßbevollmächtigte: ........... ..„‚...„....‚.„

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 14„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 500 August 197% durch den

Vorsitzenden Richter Dr° B u s s und die

Richter Dr° R e i n h o l d und

Dr° Z i m m e r sowie die ehrenamtlichen

Richter H e i m a n n und B l ä t t e l

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Schleswig—Holsteinischen Landessozialgerichts vom

4. April 4975 wird zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°
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G r ü n d e :___—u— urn—__-— -—-__

Der Kläger erhält Rente wegen Erwerbsunfähigkeit.

Streitig ist noch, wie Entgelte in den Jahren 1966

und 1969 bei der-Berechnung der persönlichen Renten—

bcmessungsgrundlage zu berücksichtigen sind.

In den Versicherungskarten Nrn. 5 und 4 sind u.a.
folgende Entgelte eingetragen:

Für die Zeiten
vom 1. Januar.bis 17. August 1966 9.915,32 DM,

vom 6. bis 31. Dezember 1966 = 1.255,22 DM

und

vom 25. Juli bis 51. Dezember 1969 9.558,80'DM."

Bei der Rentenberebhnung berücksichtigte die Beklagte
für die Zeiten

vom 1. Januar bis 17. August 1966 nur 9.857,—— DM,

vom
6. Dezember bis 51. Dezember 1966 nur 1.127,—- DM

und

vom_25. Juli bis 54. Dezember1969 nur 9.011‚——DM.

Die Kürzung begründete sie damit, daß die Entgelte die

Beitragsbemessungsgrenze überschritten hätten°

Mit der Klage erstr9bt der Kläger die Berücksichtigung
der eingetragenen Entgelte, auf DM—Beträge aufgerundet. Das

SOzialgericht (SG) Kiel hat der Klage stattgegeben (Urteil

vom 9.2.1971). Auf die Berufung der Beklagten hat das

Schleswig-Holsteinische‘Landessozialgericht (LSG) die
Klage abgewiesen und ausgeführt:
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Nach den Vorschriften der 55 52 Abs. 5 Buchst.. b), 442

Abs. 4 des Angestelltenversicherungsgesetzes.(ßVG) seien

die Arbeitsentgelts bei der Rentenberechnung nur bis

zur jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze zu berücksichtigen.

Dabei müsse im Hinblick auf 5 422 Abs. 2 Satz 4 AVG
iVm @480 Abs. 4 Satz 2 der Reichéversicherungsordnung
(RVG) auf eine kelendertägliche Beitragsbemessungsgrenze
abgestellt werden, wenn das Entgelt nicht für einen vollen

Monet bezogen worden sei; das gelte nicht nur bei tage„
weisen Beschäftigungen, sondern auch bei länger dauernden

Beschäftigungen mit Monatsbezügen, wenn, wie das hier

der Fell.genesen sei, ein Gehaltsenspruch nicht für einen

ganzen Monat bestehe. Demgemäß seien auch von den Bezügen

des Klägers in den hier streitigen Kalenderjahren 4966

und ”959 Beiträge zur Rentenversicherung der Angestellten

nur bis zur Höhe der jeweiligen kalendertäglichen Bei—

tragsbemessungsgrenzen erhoben worden.

Das LSG hat die Revision zugelassen= Der Kläger hat dieses

Rechtsmittel eingelegt und ausgeführt:

Die in Betracht kommende kleinste Zeiteinheit bei Ange—

stellten sei der Kalendermonet. Wenn der Bundesminister

für Arbeit und Sozialordnung in seinen Richtlinien vom

42. November 4970 (BAB1 ”970, 842) auf eine tägliche
Bemessungsgrénze ebhebe, so sei das mit dem Gesetz nicht

vereinbar. Da die Entgelte des Klägers, auf volle Bei—
tragsmonete bezogen, die Beitragsbemessungsgrenze nicht

überschritten hätten, sei der Klegeanspruch begründet.

Der Kläger beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die
Berufung der Beklagten gegen das Urteil des

Sozialgerichts Kiel vom 9. Februar 4974
zurüékzuweisen.
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Die Beklagte beantragt Zurückweisung der Revision.

Dir Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne
mündliche Verhandlung einverstanden erklärt.

II

Die Revision ist nicht begründet.

Die Ansicht des LSG, daß die Beklagte zu Recht bei
der Ermittlung der persönlichen Rentenbemessungsgrund—

lage auf eine kalendertägliche Beitragsbemessungsgrenze

-abgestellt habe, ist frei von Rechtsirrtum. Nach 5 52

ßbs. 5 Buchst. b) Satz 4 AVG ist bei der Berechnung

des Verhältnisses, in dem des Bruttoerbeitsentgelt des

Versicherten zu dem durchschnittlichen Bruttoarbeitse

entgelt aller Versicherter gestanden hat, für Zeiten_

'der Beitragsentrichtung im Lohnabzugsverfahren von dem

in der Versicherungskarte eingetragenen Arbeitsentgelt,

soweit es der Beitragsbemessung zugrunde lag, auszu—

gehen. Damit ist der Betrag mäßgebend, von dem tatsäch—
lich durch Anwendung des Beitragssatzes (@ 442 Abs. 4 AVG)

'Beiträge zur Rentenversicherung der Angestellten ent»

richtet worden sind° Von den Bezügen des Klägers in den
Jahren 1966 und 4969 sind aber, wie das LSG festgestellt

hat (5. 44 des Urteils), Beiträge
nur bis zur Höhe der

jeweiligen kelendertäglichen Beitragsbemessungsgrenzen

erhoben worden. Da der Kläger diese Feststellung im
angefochtenen Urteil nicht angegriffen hat, ist sie

für das Bundessozialgericht (BSG) bindend (€ 463
SOzielgerichtsgeseti*«SSG—).
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Darüber, ob die festgestellte Beitragsentrichtung dem

Gesetz entsprochen hat, ist im gegenwärtigen Verfahren

nicht zu
befinden. Denn auch wenn hierbei nicht von einer

kalendertäglichen, sondern von einer kalendermonatlichen
Beitragsbemessungsgrenze auszugehen gewesen sein sollte,

würde dies nichts daran ändern, daß es an einer tatsäch—

lichen Beitragsentrichtung in einer das Begehren des

Klägers nach 5 52 Abs. 3 Buchst. b) Satz 4 ■VG rechtfer-

tigenden Höhe fehlt. Nach dem'eindeutigen Gesetzeswortlaut

kommt es im Leistungsverfahren allein darauf an, ob und

in welchem Ümfang Beiträge entrichtet werden sind oder

als entrichtet gelten, nicht aber darauf, ob und in

welchem Umfang sie zu'entrichten gewesen wären°

Ob und ggf. in welchem Sinne der Vorschrift des @ 445_AVGv

für den Fall Bedeutung zukommt, daß in der VersiCherungu—

karte ein die maßgebende Beitragsbemessungsgrenze über—

steigendes Entgelt eingetragen ist, kann auf sich beruhen°

Einer ßnwendung von € 445 Abs° 2 ßVG steht bereits ent—

gegen, daß seit der Aufrechnung der Versicherungskartc

noch nicht 40 Jahre verstrichen sind„ 5 445 ßbs. “ AVG

begründet lediglich eine Vermutung, für die nur Raum ist,

wenn es an_einer anderweitigen Feststellung der in

Betracht kommenden Tatbestandselementé fehlt, Eine

solche Feststellung hat das LSG aber getroffen, wenn

es im angefochtenen Urteil festgestellt hat, daß in den
Kalenderjahren 4966 und ”969 Beiträge nur bis zur Höhe

der jeweiligen kalendertäglichen Beitragsbemessungs—

grenze erhoben werden sind.
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG.
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